
Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 27 UVPG i.V.m. § 74 Abs. 5 S. 2 LVwVfG 

 

K 4569/ K 1017 Ausbau zwischen der L 1134 und der geplanten Südanbindung 

EWZ Weissach 

 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe als Planfeststellungsbehörde hat mit Beschluss 

vom 28.02.2020, Az.: 17-0513.2 (K4569/1), gem. § 37 des Straßengesetzes Baden-

Württemberg (StrG) i.V.m. § 72 ff des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes 

(LVwVfG) den Plan für das obige Vorhaben festgestellt. 

 

Der verfügende Teil des Planfeststellungsbeschlusses lautet: 

 

Der Plan zum Ausbau der Kreisstraße K 4569 auf der Gemarkung 

Mönsheim im Regierungsbezirk Karlsruhe, im Landkreis Enzkreis und der 

K 1017 auf der Gemarkung Weissach im Regierungsbezirk Stuttgart, im 

Landkreis Böblingen zwischen der Landesstraße L 1134 und der 

geplanten Südanbindung des Entwicklungszentrums (EWZ) Weissach, 

zur Änderung des Knotens L 1134/ K 4569 sowie zum Neubau eines Geh- 

und Radwegs und die Durchführung von naturschutzrechtlichen 

Kompensationsmaßnahmen im Umfeld der K 4569 und an der K 4568, wird 

festgestellt. 

 

Der Planfeststellungsbeschluss umfasst im Rahmen des Ausbaus der bestehenden 

Kreisstraße K 4569 und K 1017 folgende Maßnahmen: 

 Spurerweiterung und Signalisierung des Knotens L 1134/K 4569,  

 Herstellung einer Stützwand im Bereich L 1134 im Zuge der Ergänzung der 

Rechtsabbiegespur für den Knotenpunkt L 1134/ K 4569,  

 Realisierung eines Radnetzlückenschlusses zwischen der L 1134 und der K 

4569,  

 Anpassungen von Wirtschaftswegeinmündungen in die K 4569, 

 Wasserschutztechnische Baumaßnahmen, Maßnahmen zur Straßenent- 

wässerung, u.a. die Herstellung von Mulden, 

 Ausstattung der Ausbaustrecke mit Verkehrszeichen, Leiteinrichtungen und 

Schutzplanken,  

 Gestaltung und Bepflanzung von Straßenböschungen,  

 Sicherung und Verlegung von Versorgungsleitungen,  



 Waldumwandlung,  

 Kompensationsmaßnahmen, darunter der Bau einer Amphibienleiteinrichtung 

an der K 4568 auf der Gemarkung Mönsheim. 

 

Alle für die Durchführung des Vorhabens erforderlichen öffentlich-rechtlichen 

Gestattungen werden nach § 75 Abs. 1 S. 2 LVwVfG durch die Planfeststellung ersetzt.  

Auf die im Planfeststellungbeschluss enthaltenden Auflagen sowie die sonstigen 

Nebenbestimmungen, insbesondere im Hinblick auf den Trinkwasserschutz und auf 

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt, wird hingewiesen. Im Planfeststellungs-

beschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen, Forderungen und 

Anregungen entschieden worden. 

 

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Planfeststellungsbeschluses lautet: 

 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Karlsruhe,  

Nördliche Hildapromenade 1, 76133 Karlsruhe erhoben werden. 

 

Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit Rechtsbehelfsbelehrung und 

eine Ausfertigung des festgestellten Planes liegen in der Zeit vom 15.06.2020 bis 

einschließlich 29.06.2020 in den folgenden Gemeinden in den Dienstzeiten zur 

Einsichtnahme aus:  

 

 Rathaus der Gemeinde Mönsheim, Besprechungszimmer, 1.OG, 

  Schulstraße 2, 71297 Mönsheim 

 

 Rathaus der Gemeinde Weissach, Rathausplatz 1, 71287 Weissach  

Am Eingang ist ein Kontaktformular auszufüllen und im gesamten Rathaus eine 

Alltagsmaske zu tragen. 

 

Bitte beachten Sie die aufgrund der aktuellen Covid-19-Situation geltenden 

Besonderheiten und Modalitäten (Hygiene- und Abstandsvorschriften) der 

Einsichtnahme in den Rathäusern. 

 

Der Planfeststellungsbeschluss wird dem Träger des Vorhabens, denjenigen, über 

deren Einwendungen entschieden worden ist, und den Vereinigungen i.S.d. § 73 Abs. 

4 Satz 5 LVwVfG, über deren Stellungnahmen entschieden worden ist, zugestellt. 

 



Gegenüber den übrigen Betroffenen gilt der Beschluss mit Ende der Aus-

legungsfrist als zugestellt. 

 

Der Inhalt dieser Bekanntmachung sowie die zur Einsicht ausgelegten Unterlagen sind 

in Kürze auch auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Karlsruhe www.rp-

karlsruhe.de unter „Abteilungen / Referat 17 – Recht, Planfeststellung / Planfest-

stellungsbeschlüsse / Straßen“ zugänglich gemacht. Maßgeblich ist allerdings der 

Inhalt der zur Einsicht bei o.g. Bürgermeisterämtern der Gemeinde Weissach und der 

Gemeinde Mönsheim ausgelegten Unterlagen. 

 

Regierungspräsidium Karlsruhe 

– Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde – 
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